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Anlage 1:  Zeitungsartikel Weser Kurier (vom 13.12.1991) KRA a m 
Beispiel Delmenhorst 

 

Quelle: Koch, S. 295. 
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Anlage 2: Informationen „Soziale Stadt“ 
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Quelle: 
http://www.staedtebaufoerderung.info/StBauF/DE/Programm/SozialeStadt/
soziale_stadt_node.html (Aufruf vom 16.02.2016). 
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Anlage 3: Artikel der WAZ (vom 14.04.2008) „Von weg en Klein-
Chicago“ 
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Quelle: http://www.derwesten.de/staedte/unser-vest/von-wegen-klein-
chicago-id1813826.html (Aufruf vom 18.02.2016). 
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Anlage 4: Trilux Planungshilfe 
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Quelle: 
https://www.trilux.com/fileadmin/Downloads/33_3_Europas_Strassen-
D_02.pdf (Aufruf vom 09.02.2016). 
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Anlage 5: Artikel Frankfurter Rundschau (vom 17.08. 2010) „Urlaub in 
der Platte“ 
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Quelle: http://www.fr-online.de/reise/ferienwohnungen-urlaub-in-der-
platte,1472792,4566134.html (Aufruf vom 10.02.2016). 
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Anlage 6: Ergebnis Stuttgarter Bürgerumfrage 2015 
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Quelle: http://www.stuttgart.de/item/show/273273/1/9/572823? (Aufruf 
vom 16.02.2016). 
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Anlage 7: Projekt „Soziale Stadt“ Stuttgart Hallsch lag 

 

 

 

Quelle: http://www.zukunft-hallschlag.de/zukunfthallschlag (Aufruf vom 
10.02.2016). 
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Anlage 8: Artikel Tagesspiegel (vom 22.06.2015) „Ba uvorhaben in 
Berlin – Keiner fragt die Polizei“ 
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Quelle: http://www.tagesspiegel.de/berlin/bauvorhaben-in-berlin-keiner-
fragt-die-polizei/11953526.html# (Aufruf vom 18.02.2016). 
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Anlage 9: Experteninterview beim Verband Region Stu ttgart 

Interviewpartnerin:   Frau Ulrike Borth 

    Referentin für Regional- und Bauleitplanung 

Verband Region Stuttgart 

Datum des Interviews: 23.11.2015, 14:30 Uhr 

 

Einleitung  

Dieses Interview ist Teil der Bachelorarbeit von Frau Claudia Radyk mit 

dem Thema „Empirische Kriminalgeographie – Städtebau und Kriminalität 

in einem wechselseitigen Zusammenspiel“ mit der Thesis: Kann 

Stadtplanung bei der präventiven Verbrechensbekämpfung helfen? 

Es ist angedacht, dass die Bachelorarbeit Interviews mit einem Experten 

des Amts für Stadtplanung und Stadterneuerung, des Verbands Region 

Stuttgart und dem Landeskriminalamt Baden-Württemberg enthält, um aus 

verschiedenen Blickwinkeln die Erfahrungen und Meinungen aus der 

Praxis darstellen zu können. 

Der Verband Region Stuttgart, eine Körperschaft des öffentlichen Rechts, 

ist als einer von zwölf Regionalverbänden in Baden-Württemberg die 

politische und administrative Instanz der Region Stuttgart. 

Die wichtigen Pflichtaufgaben des Verbands Region Stuttgart umfassen 

u. a. die regionale Raumordnung (Regionalplanung), regionale 

Verkehrsplanung und Öffentlicher Personennahverkehr sowie die 

regionale Wirtschaftsförderung. 

Ziel des Interviews war daher die Charakterisierung der aktuellen Situation 

in Bezug auf Strategien auf Regionalplanungsebene, welche sich als 

hilfreich für eine nachhaltige Kriminalprävention erweisen könnten. 
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Durchführung  

Um die aktuellen Gegebenheiten im Detail erörtern z u können, 

wurden im Interview die folgenden Fragen gestellt: 

Frage 1:  

Sie sind Referentin für Regional- und Bauleitplanun g beim Verband 

Region Stuttgart. Wie lange sind Sie bereits in die ser Position tätig? 

Wie stellt sich Ihr beruflicher Werdegang dar? 

Ich bin seit September 2009 beim Verband Region Stuttgart als Referentin 

für die Regional- und Bauleitplanung tätig.  

Ich habe ursprünglich einen Studiengang des gehobenen 

Verwaltungsdienstes (damals noch als Diplomstudiengang mit dem 

Schwerpunkt in Verwaltungsrecht sowie Umwelt- und Baurecht) absolviert 

und anschließend Raum- und Umweltplanung in Kaiserslautern studiert 

(ebenso ein Diplomstudiengang).  

Ich habe anschließend ein Jahr lang beim Wirtschaftsministerium, damals 

als oberste Raumordnungs- und Landesplanungsbehörde, gearbeitet und 

habe danach direkt zum Verband Region Stuttgart gewechselt. 

  

Frage 2:  

Welche sind hierbei Ihre Hauptaufgaben? 

Vorab ganz grob beschrieben handelt es sich bei den mir übertragenen 

Hauptaufgaben um alle Siedlungsentwicklungsthemen. 

Das Tagesgeschäft beläuft sich somit auf die Abstimmung der 

Flächennutzungsplanung der Kommunen oder Verwaltungs-

gemeinschaften hier in der Region mit dem Regionalplan, also inwiefern 

die Bauleitpläne mit dem Regionalplan konform sind, beispielsweise nach 

dem Anpassungsgebot und dem Gegenstromprinzip. 

Aber zudem beschäftige ich mich auch mit den Regionalplanänderungen, 

hier insbesondere mit den Gewerbeflächen sowie den Themen der 

Innenentwicklung. Wie kann man Kommunen dabei unterstützen und 

hierbei Strukturkonzepte oder Teilraumkonzepte, aber alles immer in 

einem Flächenbezug, erstellen? 
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Im Moment ist einer der Hauptaufgaben eine Analyse anzufertigen, 

welche aufzeigen soll, wie sich die demografische Entwicklung 

prognostizieren lässt. Hierbei spielt ebenso die aktuelle 

Flüchtlingsproblematik eine Rolle. Es stellt sich die Frage, wie der 

Regionalplan darauf reagieren muss. Der aktuelle stammt aus dem Jahr 

2009 und seither haben sich die Anforderungen der Region verändert. Er 

sollte stets als eine aktualisierte Planungsgrundlage dienen und den 

Gemeinden aufzeigen, welchen Spielraum sie bei der Bauleitplanung 

haben. Das ist natürlich auch eine politische Diskussion im Plenum. Wir 

haben ein direkt gewähltes Parlament, welches aufgrund der veränderten 

aktuellen Fragestellungen (bspw. Flüchtlingsthematik) einen anderen 

Fokus hat als es 2009 der Fall war.  

Es existiert grundsätzlich keine gesetzliche Pflicht, den Regionalplan 

fortzuschreiben. Im Schnitt bestehen die Pläne für in etwa 15 Jahre fort. 

Es ist natürlich viel zeitsparender und kostengünstiger, Änderungen 

vorzunehmen, als ein Gesamtwerk neu zu erstellen. 

 

Frage 3:  

Wie viele Mitarbeiter sind insgesamt in Ihrer Abtei lung tätig?  

Im gesamten Verband arbeiten 58 Mitarbeiter. In der Abteilung sind wir 

momentan insgesamt 18 Personen in der Abteilung, wovon aber 6 

Beschäftigte im Bereich Kartographie arbeiten. (Also in etwa 1/3 der 

Gesamtmitarbeiteranzahl des Verbands) 

 

Frage 4:  

Der Vorläufer des Verbands Region Stuttgart ist der  1973 gegründete 

Regionalverband Mittlerer Neckar, der 1992 in Regio nalverband 

Stuttgart umbenannt wurde. Dieser wurde durch das G esetz über die 

Errichtung des Verbands Region Stuttgart vom 7. Feb ruar 1994 

schließlich in den Verband Region Stuttgart überfüh rt. Der neue 

Verband erhielt dabei neben der Regionalplanung wei tergehende 

Aufgaben.  
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Würden Sie der Aussage zustimmen, dass die Regional planung 

dennoch die vordergründige Aufgabe des Verbands dar stellt? (z.B.: 

Anhand der Mitarbeiteranzahl in dieser Abteilung al s Kennzahl) 

Die Regionalplanung beinhaltet als ureigene Aufgabe, den Regionalplan 

auszuarbeiten und zu erstellen. 

Darüber hinaus ist sie aber auch am VVS (Verkehrs- und Tarifverbund 

Stuttgart) mitbeteiligt. Damit bezieht sich ein großer Teil der weiteren 

Hauptaufgaben auf den Verkehr. Die Regionalversammlung hat 

beschlossen, dass die Verknüpfung zwischen der S-Bahn und den 

Busverkehren beispielsweise stärker ausgebaut werden muss. Also 

werden in diesem Aufgabenbereich aktuell mehr Mitarbeiter eingesetzt 

und es fließt ebenso mehr Geld in diesen Bereich. 

Die ursprüngliche gesetzliche Aufgabe ist jedoch die Regionalplanung als 

gesetzliche Pflichtaufgabe, alles andere kam nach und nach hinzu. 

Der Verband Region Stuttgart hat desgleichen eigene Wirtschafts-

förderungsgesellschaften. Hier arbeiten nochmal 50 Mitarbeiter, welche 

Unternehmen und Kommunen beraten.  

 

Frage 5:  

Auf der Internetseite des Verbands Region Stuttgart  ist angegeben, 

dass dieser in einer repräsentativen Bürgerumfrage der Mannheimer 

Forschungsgruppe Wahlen herausgefunden hat, dass 96  Prozent der 

Menschen die hohe Lebensqualität in der Region Stut tgart mit sehr 

gut oder gut bewerten.  

Was ist für ein solches Ergebnis Ihrer Meinung nach  

ausschlaggebend? 

Wir leben hier in einer polizentralen Region. Es existiert ein starkes 

Oberzentrum, zugleich aber auch sehr starke Mittelzentren wie Esslingen 

und Ludwigsburg, Göppingen, Sindelfingen und noch weitere. Das 

bedeutet, um höherrangige Einrichtungen (Kliniken, Hochschulen etc.) zu 

erreichen, haben wir kurze Wege. Somit führen der gut ausgebaute 

ÖPNV, aber auch der hohe Freizeit- und Erholungswert zu den 
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Ergebnissen der Umfrage. Denn auch in den Freiraum haben wir nur 

kurze Wege zu beschreiten, was die Kultur- und Bildungsangebote leichter 

nutzbar macht. Diese Mischung an Kultur- und Bildungsangeboten und 

den relativ hohen Freiraum machen die Region so interessant. 

Hinzu kommt das hohe Einkommensniveau, womit die Möglichkeit 

einhergeht, die Freizeitangebote auch nutzen zu können. In der 

Gesamtheit führen diese Gegebenheiten zu einer insgesamt hohen 

Zufriedenheit.  

Etwas negativ ist jedoch der Umstand, dass der gut ausgebaute ÖPNV 

sowie die Straßen auch sehr gut ausgelastet sind. Das macht ihn 

störanfällig und der Informationsfluss hierbei ist leider noch 

verbesserungswürdig. So sind die Bürger leider manchmal für die relativ 

kurzen Wege lange unterwegs. 

 

Frage 6:  

Des Weiteren ist der Internetseite zu entnehmen, da ss der Verband 

an einer vorausschauenden und nachhaltigen Entwickl ung der 

Region Stuttgart arbeitet. Ziel ist es, die Vielfal t, die hohe 

Lebensqualität, die Mobilität und die wirtschaftlic he Leistungskraft 

langfristig zu gewährleisten.  

Zählt für Sie zu einer hohen Lebensqualität ebenso die Sicherheit in 

den Wohngebieten? 

Das ist immer eine Frage des subjektiven Empfindens. Was ist den 

Menschen wichtig? Wodurch fühlen sie sich beeinträchtigt? Gerade durch 

die Diskussionen über die Anschläge in Paris oder die möglichen 

Anschläge in Hannover, gehört für die Menschen sicherlich dazu, dass 

alles „funktioniert“. Meine subjektive Meinung und gerade von meiner 

Arbeit her gesehen, handelt es sich hierbei um ein Thema, das unter 

unserer Betrachtungsebene anzusiedeln ist. Wir befinden uns eher im 

abstrakten und planerischen Bereich in einem Maßstab der ganzen 

Region von 1 : 50 000. Da muss man eher strukturell arbeiten. Wo muss 

was hin, wo ist ein notwendiges Gewerbegebiet sinnvoll? Alles andere 
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sind städtebauliche Aspekte und hierfür sind die Kommunen 

Ansprechpartner. 

 

Frage 7:  

Zu dem Planungssystem der Regionalplanung gehören d ie 

Entwicklung verbindlicher Vorgaben und die kommunal e 

Bauleitplanung. Städte und Gemeinden sind Träger de r 

Bauleitplanung. Sie stellen Flächennutzungspläne au f, welche die 

vorhandene und geplante Nutzung der gesamten Gemark ungsfläche 

umfassen. Daraus werden Bebauungspläne als rechtsve rbindliche, 

parzellenscharfe Planwerke entwickelt. In mehreren Runden - teils 

gesetzlich vorgeschrieben, teils informell - wirken  die Städte und 

Gemeinden an der Planung mit (Gegenstromprinzip). A uch Verbände, 

Behörden, die Öffentlichkeit, Kammern und Gewerksch aften werden 

beteiligt, vom Regierungspräsidium bis zum Natursch utzbund.  

Werden auch Polizeibehörden beteiligt? 

Es existiert eine Liste nach der VwV Regionalpläne, welche Behörden im 

Verfahren beteiligt werden sollen. Auch Polizeidirektionen sind hier 

aufgelistet, allerdings geht es dann vorwiegend um Fragen, ob 

beispielsweise der Funkverkehr beeinträchtigt wird, wenn bei einer 

Änderung des Regionalplans eine Gewerbefläche ausgewiesen wird. Es 

handelt sich also eher um technische oder logistische Fragen zur 

Infrastruktur. Die Polizei könnte sodann Stellungnahmen zum 

Gesamtregionalplan abgeben. Da sie in ihrem Belang jedoch meist nicht 

beeinträchtigt wird, wurden bislang kaum Stellungnahmen abgegeben. 

 

Nachfrage: Wenn ein Gebiet als Gewerbe- oder Wohnba ufläche 

ausgezeichnet wird, werden da die Polizei oder auch  Stadtplaner mit 

einbezogen und gefragt, ob Sicherheitsaspekte eine Rolle spielen?  

Nein. Auf unserer Ebene überhaupt nicht. Es wird eben entschieden, wo 

ein geeigneter Standort für Wohnbauflächen vorliegt, z.B. in der Nähe 

einer S-Bahn-Stelle und anschließend wird ein Dichtewert für die 
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Kommunen vorgeschrieben. In der Innenstadt Stuttgart beläuft sich dieser 

auf 90 Einwohner pro Hektar.  

Das klingt erstmals viel, ist aber auf die Innenstadt von Stuttgart 

betrachtet, sehr wenig. Das ist mit wenigen Mehrfamilienhäusern, 3-

stöckig mit je zwei Wohneinheiten pro Stock, einem Großteil von 

Doppelhäusern und Einfamilienhäusern umsetzbar. Es handelt sich also 

noch um ein Gebiet im Stil von überwiegend Reihenhäusern, relativ locker 

und durchgrünt. 

Wir geben die Mindestdichte der Kommune vor, wie sie das einhält, ist 

ihre eigenständige Angelegenheit. Dies folgt aus der kommunalen 

Planungshoheit der Gemeinde, welche sich aus Art. 28 GG ableiten lässt. 

Die Kommunen stellen den Flächennutzungsplan auf und wir müssen 

diesen berücksichtigen, dürfen uns mit unserer Arbeit nicht darüber 

hinwegsetzen und umgekehrt  gilt dies ebenso. Nach § 1 IV BauGB ist die 

Bauleitplanung an die Ziele der Regionalplanung anzupassen. Hier kommt 

zugleich das Gegenstromprinzip nach § 2 II Landesplanungsgesetz zum 

Ausdruck. 

 

Frage 8:  

Der Verband Region Stuttgart regelt die zentralen I nhalte des 

Regionalplans. 

Dieser räumt allen Städten und Gemeinden eine ausre ichende, 

bedarfsgerechte Siedlungsentwicklung ein.  

Erachten Sie es als sinnvoll, hierbei anhand von de r Statistik über 

das Kriminalitätsaufkommen in Stuttgart die Siedlun gsentwicklung 

zu planen? 

Im Moment gibt es diese Verbindung nicht. Es wäre ein komplett neuer 

Planungs- und Denkansatz. Der Verband Region Stuttgart kümmert sich 

tatsächlich nur um eine räumliche Steuerung, hierbei losgelöst von 

sozialen Aspekten. Was jedoch im Regionalplan als allgemeiner 

Grundsatz verankert ist, ist die Vorgabe, dass der soziale Wohnungsbau 

gefördert werden soll.  
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Regionalplanung ist interdisziplinär und querschnittsorientiert.  

Fachplanungen werden in die Regionalplanung mit einbezogen, wenn z.B. 

erarbeitet werden soll, wo die Landschaftsschutzgebiete, Naturschutz-

gebiete, Waldflächen, Überschwemmungsgebiete liegen und wo demnach 

die Siedlungsentwicklung geeignet sein könnte. 

Hierbei haben wir vom Landesentwicklungsplan die Vorgabe, diese 

Zuordnung möglichst zu den Schienentrassen abzuwickeln, sodass viele 

Menschen arbeitsgebunden den ÖPNV benutzen können. Soziologische 

Belange spielen bei dieser räumlichen Steuerung keine Rolle. 

Das einzige ist wie bereits erwähnt die Vorgabe von Dichtewerten. Je 

nachdem wie dicht oder qualitativ die Fläche ausgestaltet wird, hat dies 

jedoch auch Auswirkungen auf gute Lebensverhältnisse. Bei einem 

Dichtewert von 90 Einwohnern pro Hektar kann von sogenannten Ghetto-

Siedlungen noch lange keine Rede sein. Viele Kommunen wehren sich 

gegen diesen Dichtewert, da dieser nicht zu ihrer  städtebaulichen Struktur 

passe. Im Moment sind nämlich freistehende Einfamilienhäuser am 

meisten gefragt. Vielleicht wäre hier eine Verbindung mit einer 

ausgearbeiteten Kriminalstatistik von Vorteil?! 

 

Frage 9:  

Bestehen im Rahmen der Regionalplanung und Bauleitp lanung 

aktuell Projekte, welche Planungsstrategien für die  

Kriminalprävention beinhalten oder sind solche zukü nftig geplant? 

Nein. Wir geben nur eine Mindestdichte vor. Städtebau ist die Aufgabe der 

Kommune, in die wir uns auch nicht einmischen wollen.  

Es ist angedacht, sich ab Februar/ März 2016 mit dieser städtebaulichen 

Dichte und damit einhergehend der Qualität zu befassen. 

Der Flächenverbrauch soll insgesamt reduziert und zeitgleich eine noch 

qualitätvollere Dichte möglich werden. Ziel hierbei ist es, viele Menschen 

an die Schiene zu bringen und zugleich mehr Freiräume zu schaffen.  

Im Rahmen der Bauleitplanung könnte man eher mit Kriminalstatistiken 

als Hilfsinstrument  arbeiten, aber mir ist noch kein Fall aus der Praxis 
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bekannt. Betroffen sind hierbei sicherlich Ballungszentren. Da sehe ich die 

Region um Stuttgart als weniger kritisch an. Stuttgart ist kein Ort, an dem 

in der Vergangenheit einfach eine hohe Dichte vorgegeben wurde, um 

viele Menschen unterzubringen und hingegen auf die soziale Infrastruktur 

verzichtet wurde. 

 

Frage 10:  

Kann nachhaltige Regionalplanung und Bauleitplanung  Sicherheit 

fördern und befürworten Sie eine Zusammenarbeit mit  polizeilichen 

Behörden?  

Meiner Meinung nach umfasst Nachhaltigkeit auch soziale Aspekte. Hohe 

Lebensqualität besteht aus der Schaffung guter Stadtviertel kombiniert mit 

wohnortnahen Freiräumen, welche z.B. Sportangebote ermöglichen. 

Die Vorgehensweise im Rahmen der Regionalplanung auch 

Sicherheitsaspekte mit einzubeziehen, wäre ein komplett neuer Ansatz, 

aber sicherlich interessant. In den Planungsgesetzen (ROG, 

Landesplanungsgesetz) ist dies nirgendwo verankert, würde also über die 

Pflichtaufgabe hinausgehen. 

Als Projekt kann ich mir das sicherlich vorstellen, aber aktuell sind 

Diskussionen über die Wohnbauflächen, flächensparendes Planen sowie 

die Klimaeffizienz von höchster Priorität. Es wäre eine Überlegung wert, 

jedoch wegen der Verankerung der vorrangigen Aufgaben schwierig 

umsetzbar. 
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Anlage 10: Experteninterview beim Landeskriminalamt  Baden-
Württemberg in Stuttgart 

Interviewpartnerin:   Frau Birgit Horlaender 

ProPK-Referentin (Programm Polizeiliche 

Kriminalprävention) 

Landeskriminalamt Baden-Württemberg 

Datum des Interviews: 03.12.2015, 09:00 Uhr 

 

Einleitung  

Dieses Interview ist Teil der Bachelorarbeit von Frau Claudia Radyk mit 

dem Thema „Empirische Kriminalgeographie – Städtebau und Kriminalität 

in einem wechselseitigen Zusammenspiel“ mit der Thesis: Kann 

Stadtplanung bei der präventiven Verbrechensbekämpfung helfen? 

Es ist angedacht, dass die Bachelorarbeit Interviews mit einem Experten 

des Amts für Stadtplanung und Stadterneuerung, des Verbands Region 

Stuttgart und dem Landeskriminalamt Baden-Württemberg enthält, um aus 

verschiedenen Blickwinkeln die Erfahrungen und Meinungen aus der 

Praxis darstellen zu können. 

Das Landeskriminalamt in Stuttgart erfüllt als polizeiliche 

Landesoberbehörde unter anderem als eine Serviceaufgabe die 

Präventionsarbeit.  

Das Programm Polizeiliche Kriminalprävention der Länder und des 

Bundes (ProPK) ist ein länderübergreifendes Vorbeugungsprogramm. Es 

verfolgt schon seit 1965 das Ziel, die Bevölkerung, Multiplikatoren, Medien 

und andere Präventionsträger über die Erscheinungsformen der 

Kriminalität und die Möglichkeiten zu deren Verhinderung aufzuklären.  

Frau Birgit Horlaender hat sich als ProPK-Referentin dankenswerterweise 

für ein Experteninterview bereit erklärt.  

Ziel des Interviews war die Darstellung bereits erprobter und aktueller 

Vorbeugungsstrategien, welche sich aus der städtebaulichen 

Präventionsarbeit als hilfreich und nachhaltig erwiesen haben. 
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Durchführung  

Um die aktuellen Gegebenheiten im Detail erörtern z u können, 

wurden im Interview die folgenden Fragen gestellt: 

Frage 1:  

Wie lange sind Sie bereits als ProPK-Referentin im 

Landeskriminalamt in Stuttgart tätig? Wie stellt si ch Ihr beruflicher 

Werdegang dar? 

Nach dem Abitur habe ich Jura studiert. Nach Bestehen des ersten 

Staatsexamens habe ich ab 1986 bei der Polizei die Laufbahn des 

mittleren Vollzugsdienstes absolviert, somit bin ich bereits seit 30 Jahren 

bei der Polizei als Kriminalbeamtin tätig. Ich habe alle 2 Jahre das 

Dezernat gewechselt und somit viel Abwechslung erlebt. Dies schaffte 

eine gute Grundlage für die Präventionsarbeit, da ich so die Täterseite auf 

vielen verschiedenen Ebenen gut kennenlernen konnte. 

Während des Studiums an der Hochschule in Villingen-Schwenningen 

habe ich erstmals das Thema der Kriminalprävention kennengelernt. 

Damals waren alle Unterlagen ausschließlich in englischer Sprache, da 

sie aus den USA stammten, und es war unsere Aufgabe, die Literatur 

Wort für Wort zu übersetzen.  

Ausschlaggebend für das neu aufkommende Interesse an der 

Kriminalprävention war damals die immens steigende Jugendkriminalität 

und da kein Konzept vorhanden war, musste die Polizeiarbeit 

dahingehend neue Wege einschlagen. Interessant erscheint auch, dass 

die steigende Jugendkriminalität immer wieder vorkommt und seit 

spätestens Anfang der 90er Jahre die Einsicht kam, dass alleine durch 

Repression nichts erreicht werden kann. 

Es tauchten somit zum ersten Mal das Thema der kommunalen 

Kriminalprävention und die These auf, dass das Wohnumfeld 

ausschlaggebend sein kann und Antworten darauf liefern könnte, wieso 

die Jugendkriminalität an bestimmten Orten entsteht. Die Polizei erkannte 

die kriminologischen Zusammenhänge und den Einfluss des 

Wohnumfelds auf die Entstehung von Kriminalität. Das Wohnumfeld lag 



32 

 

aber grundsätzlich in der Zuständigkeit der Kommunen. Seitens der 

Polizei bestand keine direkte Zuständigkeit.  

1993 konnte ich als Studentin eine wissenschaftliche Evaluation unter den 

Bürgern in Ravensburg, Crailsheim sowie Heidelberg begleiten. Damals 

war ich zudem als Gemeinderätin tätig und so habe ich von meinem 

Standpunkt aus die Seite der Kommune sowie die der Polizei 

kennengelernt.  

Im Jahr 2000 wechselte ich zum Sachgebiet Kriminalprävention in der 

Polizeidirektion in Esslingen. Nach weiteren vier Jahren wechselte ich 

sodann zum LKA Baden-Württemberg. Ich bin zugleich in den 

bundesweiten Gremien tätig. In diesen kann im Vergleich zur kommunalen 

Ebene viel mehr umgesetzt werden. 

2004 fand der deutsche Präventionstag in Stuttgart statt. Anlässlich eines 

Organisationswechsels wurde ich ProPK-Referentin und zugleich 

Ansprechpartnerin für die städtebauliche Prävention. 

Bei der ProPK-Umsetzung handelt es sich um eine bundesweite 

Kampagne. Für die Umsetzung auf Landesebene bin ich die zuständige 

Ansprechpartnerin. Aufgrund meiner Vorgeschichte als Gemeinderätin 

erhielt ich sehr viele Einblicke in die Bauleitplanung auf kommunaler 

Ebene, was mir bei der Arbeit natürlich sehr zugute kommt. Ich habe 

jahrelang mit entsprechenden Arbeitskreisen und der Architektenkammer 

zusammen gearbeitet. In manchen Bundesländern arbeiten in diesem 

Bereich auch beim LKA Architekten mit. 

 

Frage 2:  

Wie viele Mitarbeiter sind im Rahmen des Programms Polizeiliche 

Kriminalprävention im LKA tätig? 

Welche sind hierbei die Hauptaufgaben? 

Die ProPK-Arbeit besteht aus der Bundesprävention mit Sitz im LKA 

Stuttgart (Hierfür sind 14 Mitarbeiter tätig, überwiegend Germanistinnen 

und Journalistinnen, welche für die Texte zuständig sind.) sowie der 

Landesprävention. Im Rahmen der Landesprävention sind 29 Mitarbeiter 
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eingesetzt. Das mag viel klingen, aber hängt auch damit zusammen, dass 

seit der Polizeireform die Verkehrs- und technische Prävention (z.B. der 

Einbruchsschutz) hier angesiedelt sind.  

Bei der technischen Prävention handelt es sich um die Gebäudesicherung 

(bezogen auf den Einbruchsschutz) und bei der Projektgruppe der 

städtebaulichen Prävention um den öffentlichen Raum. 

Zu den Hauptaufgaben der ProPK gehören die Information der 

Bevölkerung über Kriminalitätsgefahren und Vorbeugungstipps (durch 

Erstellen von passendem Informationsmaterial), die Unterstützung der 

Dienststellen vor Ort durch Medien-Angebote und die Unterstützung 

bundesweiter Presse- und Öffentlichkeitsarbeit direkt und indirekt. 

Die Hauptaufgaben der Landeskriminalprävention liegen bei der 

Bearbeitung von Grundsatzfragen, der Koordinierung und Mitwirkung von 

ständigen bzw. anlassbezogenen Arbeitsgemeinschaften, die Entwicklung 

zielgruppenspezifischer Medien und Unterrichtsmaterialien, Planung von 

Dienstbesprechungen, Angebot von Seminaren, Tagungen und 

Fortbildungsmaßnahmen sowie die Erarbeitung von Konzepten und 

Kampagnen. 

 

Frage 3:  

ProPK verfolgt das Ziel, über die Erscheinungsforme n der 

Kriminalität und die Möglichkeiten zu deren Verhind erung 

aufzuklären. Dies erfolgt durch kriminalpräventive Presse- und 

Öffentlichkeitsarbeit und die Konzipierung und Hera usgabe von 

Medien, Maßnahmen und Konzepten, welche die örtlich en 

Polizeidienststellen in ihrer Präventionsarbeit unt erstützen.  

Werden diese Konzepte mithilfe anderer Behörden, wi e 

beispielsweise dem Amt für Stadtplanung und Stadter neuerung, 

entwickelt?  

Ja, die Konzepte werden  

a) von bundesweiten Projektgruppen,  

b) gegebenenfalls unter Hinzuziehung von externen Experten,  
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c) oft in Kooperation mit anderen Institutionen,  

d) in bundesweiter Abstimmung durch politische Vertreter aller 

Bundesländer  

entwickelt. 

 

Nachfrage:  Wer ist für diese Erarbeitung zuständig?  

Die Erarbeitung erfolgt im Rahmen der Bund-Länder-Projektgruppen im 

Auftrag der polizeilichen Kriminalprävention der Länder und des Bundes 

und der Kommission Polizeiliche Kriminalprävention. 

Mit eingebunden werden zudem je nach Thema auch externe Experten. 

Das LKA hat in diesem Bereich schon immer mit vielen verschiedenen 

Beteiligten zusammengearbeitet.  

In Baden-Württemberg sind aktuell keine neuen Projekte vorhanden. In 

anderen Bundesländern, so z.B. in Hessen, arbeiten Architekten in der 

städtebaulichen Präventionsarbeit beim LKA mit.  

 

Frage 4:  

Zur Erstellung dieser Konzepte bedarf es einer gewi ssen Menge an 

Informationen, wie beispielsweise aktueller Statist iken des 

Kriminalitätsaufkommens etc.  

Woher werden diese bezogen und wie anschließend ver arbeitet?  

Für bundesweite Projekte werden die Statistiken des BKA herangezogen.  

Für das LKA gibt es hier im Haus eine zuständige Auswertungsstelle, 

welche uns anzeigt, wo gerade aktuelle was passiert. Bevor ich etwas in 

Gang setze, muss ich mich vorerst nach den Zahlen erkundigen, um 

anhand dieser Informationen eine Maßnahme aufzubauen. Es hat 

ansonsten keinerlei Wirkung, wenn ich beispielsweise etwas gegen den 

Einsatz von KO-Tropfen unternehmen möchte, aber es keinen Hinweis 

dafür gibt, dass solche Fälle gerade stattfinden.  

Die Auswertungsstelle führt Statistiken und veröffentlicht diese 1 Mal 

jährlich (April/Mai). Vorher dürfen die Zahlen nicht verwendet/ 

veröffentlicht werden. Natürlich handelt es sich hier nur um den Hellfeld-
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Bereich. Um der Dunkelziffer entgegenzuwirken und den wirklichen 

Opferbereich zu erfassen, müssen Bevölkerungsbefragungen 

herangezogen werden. Die letzte zum Thema Einbruchsdiebstahl fand 

Ende 2013 in Niedersachsen statt.  

Stuttgart führt eine solche jedes Jahr zum Thema „Sicherheitsgefühl“ auf 

lokaler Ebene durch und dort macht eine solche auch Sinn. Auf dieser Art 

und Weise hat die kommunale Präventionsarbeit auch 1993 begonnen. 

Wir haben Stadtgänge durchgeführt, in denen die Leute aufzeigen sollten, 

wo sie sich nachts nicht mehr aufhalten wollten. Für die städtebauliche 

Kriminalprävention war das sehr aufschlussreich. Man hat auf Basis dieser 

Erkenntnisse Arbeitskreise mit vielen unterschiedlichen gesellschaftlichen 

Kräften gebildet (Vereine, Kirche, Schule, Kommune und Polizei). Diese 

haben sich immer mit dem Thema „Sicherheit im öffentlichen Raum“ 

befasst. In 95 % der Fälle wurde als erster Schritt ein Stadtspaziergang 

vollzogen, um zu erfahren, wo unsichere Orte in der Stadt vorliegen. Nur 

vor Ort können entsprechende Bereiche wahrgenommen werden.  

Ein Beispiel: Eine Unterführung gibt mir als Bürger ein unsicheres Gefühl, 

also laufe ich nicht mehr hindurch. Das spricht sich herum und die Eltern 

verbieten ihren Kindern, dort entlang zu laufen. Folge ist, dass an der 

Unterführung überhaupt niemand mehr durchläuft. Es gibt jedoch immer 

jemanden, der davon nichts weiß und diesen Weg wählt und somit an 

einer geeigneten Stelle, die von den Bürgern gemieden wird, leicht zum 

Opfer werden kann.   

Ein anderer ganz wichtiger Aspekt ist die Erkenntnis, dass ich der 

Vermüllung und damit einhergehend angelocktem Vandalismus 

entgegentreten muss, um den Raum möglichst schnell „zu heilen“ (Keine 

Broken-Windows-Situation entstehen lassen). Zustände wie vermüllte 

Bereiche sind Gegebenheiten, die am besten durch den Bürger vor Ort 

wahrgenommen werden. 

Viertel, die herunterkommen, führen zum Wegzug der Bewohner, es 

kommt zu leerstehenden Gebäuden und solchen, die nicht mehr saniert 
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werden. Das zieht Kriminalität an. Es ist wissenschaftlich nachweisbar, 

dass dieser Prozess Kriminalität erzeugt!  

 

Nachfrage:  Sind für diese Prozesse eher soziale Aspekte oder der 

Raum ausschlaggebend? 

Ein weiteres Beispiel aus der unmittelbaren Praxis: Anfang der 90er Jahre 

wurde in Ostfildern eine große Konversionsfläche frei, als das 

amerikanische Militär abgezogen wurde. Es handelte sich um die 

ehemaligen Kasernen. Nun konnte man stadtplanerisch die Stadtmitte 

plötzlich beleben. Aus wirtschaftlichen Gründen entschied man sich diese 

Flächen zu bebauen. Frage war jedoch, was man mit den sehr vielen alten 

Mannschaftsunterkünften machen sollte. Es handelte sich um 

Offiziersunterkünfte mit Parkettboden (relativ gut erhalten), aber eben im 

Stil einer Kaserne. Nun gab es eine Notfallkartei mit 

Wohnungssuchenden, bestehend aus einem Klientel von Hartz 4-

Empfängern bis zu vielen kinderreichen Familien. Zunächst war 

angedacht, diese Wohnungssuchenden einfach alle in den Unterkünften 

unterzubringen und unmittelbar dahinter neu zu bauen. Aber es war 

absehbar, dass sich dann ein Ghetto mit Sozialfällen in den 

Offiziersunterkünften und dahinter eine Einfamilienhaus-Siedlung bilden 

würden. Das war so natürlich nicht umsetzbar, also entstand ein Plan, erst 

einmal eine entsprechende Infrastruktur zu errichten, noch bevor die neue 

Siedlung errichtet wurde (Einkaufsmöglichkeiten, Schulen, Kindergarten). 

Dann wurden Mietwohnungen mittels eines Quotensystems vergeben 

(gleicher Anteil an Ausländern, kinderreichen Familien, Hartz 4-

Empfängern).  

Das Durchschnittsalter war niedrig und es wurden entsprechende 

infrastrukturelle Angebote erschaffen, noch bevor die Leute überhaupt da 

waren. Dieser Stadtteil hat eine sehr hohe Durchmischung, aber keine 

höhere Jugendkriminalitätsrate als in den anderen Stadtteilen. Dieses 

Beispiel zeigt, dass die Bebauung zuerst da war! Die Bebauung wurde 

durch ein Gremium (bestehend aus Architekten, Stadtplanern, 
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Professoren aus der Schweiz) geprüft und ich war als Vertreterin des LKA 

mit beteiligt. 

Ein Architekt wollte z.B. ein Hochhaus mit einem nach innen gezogenen 

Eingang errichten. Dem Professor aus der Schweiz sowie mir waren sofort 

klar, dass ein nicht einsichtiger Eingang keine soziale Kontrolle ermöglicht 

und demnach mögliche Täter schützt. In der Schweiz ist bezüglich der 

städtebaulichen Prävention viel in der LBO gesetzlich verankert, z.B. eine 

entsprechend vorgegebene Größe für die Abstellflächen in den 

Treppenhäusern für Kinderwägen oder eine einzuhaltende Breite der 

Flure.  

 

Frage 5:  

Kriminologischen Regionalanalysen liegt die Annahme zugrunde, 

dass die Beschaffenheit einer Stadt, eines Stadttei ls oder einer 

Region entscheidende Auswirkungen auf das Sozialver halten und 

damit auch auf die Kriminalität hat. Sie zielen dar auf ab, Daten aus 

vielen - nicht nur polizeilichen - Quellen zusammen zutragen und zu 

analysieren, um daraus eine wohlbegründete regional e 

Kriminalstrategie zu gewinnen. Kriminologische Regi onalanalysen 

liefern ferner eine Beschreibung der räumlichen 

Kriminalitätsverteilung und analysieren die Ursache n von 

Kriminalität in einem begrenzten kriminalgeografisc hen Raum. 

Werden bei der Präventionsarbeit des LKA Stuttgart Kriminologische 

Regionalanalysen herangezogen?  

Sehen Sie eine Notwendigkeit/ein Nutzen der Krimino logischen 

Regionalanalyse und der Lagebilder als Datenbasis p olizeilicher 

Bekämpfungskonzepte? 

Aktuell werden auf dem Themengebiet des Wohnungseinbruchsschutzes 

neue Ansätze entwickelt. Es besteht eine Pilotphase, in der wir die 

Straftaten auflisten, um einen Überblick zu erhalten, wo sich 

Einbruchsschwerpunkte befinden, um auf diese Weise darauf reagieren zu 

können. 
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Insgesamt werden die Kriminologischen Regionalanalysen bei unserer 

Arbeit eher weniger herangezogen, da sich die Verwendung auf lokaler 

Ebene nicht durchgesetzt hat. Kommunale Kriminalprävention findet auf 

lokaler Ebene statt. Es können vom LKA aus also keine Impulse in 

einzelne Quartiere gesetzt werden. 

Von den Polizeipräsidien werden jährlich Lagebilder mit den PKS-Daten 

aufgestellt, um vor Ort auf Brennpunkte hinzuweisen. Die Kooperation und 

ein gemeinsamer Austausch sind leider etwas zurückgegangen. 

Es handelt sich zudem sicherlich um eine Finanzierungsfrage. 

Programme, die man ständig aktualisieren muss, sind sehr 

kostenaufwendig. Projektdatenbanken zu besitzen ist nicht ausreichend, 

sie müssen auch ständig aktualisiert werden. Da muss ein entsprechender 

politischer Wille vorhanden sein, da EDV von Seiten der Polizei immer 

eingekauft werden muss. Ein praktischer Nutzen ist aber auf jeden Fall 

erkennbar. 

 

Frage 6:  

Im Rahmen des ProPK arbeiten alle Bundesländer in d en Gremien 

und themenbezogenen Projekten des bundesweiten 

Vorbeugungsprogramms mit. In der Folge gilt es auch , diese 

Angebote auf die Bedürfnisse im Land anzupassen und  dort 

umzusetzen.  

Womit befasst sich das LKA Baden-Württemberg in die sem 

Zusammenhang überwiegend?  

Welche Bedürfnisse hat Baden-Württemberg aktuell, d enen das 

Angebot gerecht werden muss? 

Allen Bundesländern gemeinsam ist die hohe Anzahl an 

Einbruchdiebstählen.  

Dauerthemen sind zudem die Gewaltprävention und die 

Jugendkriminalität.  

Aktuell sind dann zudem Cybercrime und Kriminalität Rechts Themen, die 

vordergründig einen Handlungsbedarf aufweisen. 
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Frage 7:  

Der Bereich „Landesprävention/Jugendsachen“ des Pro PK ist in drei 

Arbeitsbereiche aufgeteilt. Im Arbeitsbereich 2 sin d die Allgemeine 

Prävention und der Opferschutz zu verorten. Hier is t insbesondere 

die „Zentrale Koordinierungsstelle Kommunale Krimin alprävention" 

angesiedelt. Sie ist Ansprech-, Auskunfts-, Informa tions- und 

Auswertungsstelle für polizeiliche und außerpolizei liche Stellen.  

Welche außerpolizeilichen Stellen nehmen dieses Ang ebot 

erfahrungsgemäß in Anspruch?  

Wer hat Zugriff auf die Präventionsdatenbanken? 

Sämtliche Verbände, Institutionen, Professoren, Beratungsstellen, 

Hochschulen haben Zugriff auf diese Informationen. Die Presse kommt 

immer auf uns zu und nicht nur auf einzelne Polizeidirektionen, da wir für 

die Öffentlichkeitsarbeit zuständig sind. Alles was Prävention ausarbeitet, 

ist öffentlich. Konkrete Beispiele von Nutzern unserer Angebote sind der 

Verbraucherschutz BW, das Kultusministerium, der Netzwerk Courage etc. 

Die Erstellung der Broschüre im Jahre 2003 (Städtebau und 

Kriminalprävention - Eine Broschüre für die planerische Praxis) galt als 

Aufhänger. Die Inhalte stimmen zwar noch heute, aber es ist seit 2003 viel 

mehr zu aktualisieren. Die Städteplaner in der Praxis empfanden diese 

Präventionstipps natürlich als etwas lästig, da sie nicht eingesehen haben, 

wieso sie sich damit aufhalten sollten. Wenn im Rahmen der 

Bauleitplanung Pläne erstellt werden und die Polizei als Träger öffentlicher 

Belange im Planungsverfahren etwas anmerkt, sind die Pläne in der 

Realität längst fertig und planerisch abgesichert. Da wurde vorab bereits 

alles durchgedacht. Das habe ich in meiner 15jährigen Erfahrung als 

Mitglied im Bauausschuss gelernt. Es wurde vorher alles angeschaut und 

so werden die Bebauungspläne extrem ungern verändert. Solch ein 

Vorgang wäre sehr zeitintensiv und zudem wird der Polizei nicht 

genügend Kompetenz zugesprochen. Erst wenn was passiert ist, soll die 

Polizei die Sachverhalte regeln. Präventionsarbeit kann eher lästig 

erscheinen 
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Frage 8:  

Auf der Webseite der Einbruchschutzkampagne K-EINBR UCH 

erhalten die Bürger Tipps zur Einbruchsicherung ihr es Zuhauses. 

Einen optimalen Schutz erhält der Bürger durch ein aufeinander 

abgestimmtes Zusammenwirken von mechanischer und 

elektronischer Sicherungstechnik, sicherheitsbewuss tem Verhalten 

sowie einer aufmerksamen Nachbarschaft.  

Glauben Sie, dass sich auch andere Vorbeugungsmaßna hmen 

innerhalb der städtebaulichen Kriminalprävention al s ebenso 

sinnvoll erweisen? (Z. B. die Verhinderung der Ents tehung von 

Angsträumen durch eine bessere Beleuchtung in dunkl en 

Hausfluren, intensivere Beleuchtung von Unterführun gen, 

Zurückstutzen von Hecken, Entgegenwirken von Verfal ls-

erscheinungen) 

Die Möglichkeiten der städtebaulichen Prävention werden leider noch sehr 

unterschätzt, sind aber enorm einflussreich – Bauträger und Kommunen 

sollten das KnowHow der Polizei über die Entstehung von Kriminalität bei 

ihren Bauvorhaben abrufen und nutzen. Hier wäre die frühzeitige 

Beteiligung der Polizei an der Planung von großem Vorteil. 

Am besten wäre die Kombination. Mit rein städtebaulicher 

Kriminalprävention ist es ganz schwierig an den Bürger und die Kommune 

als Planungsorgan heranzukommen. Jetzt durch das Thema der hohen 

Einbruchszahlen und der angebotenen Aufklärung zum Schutz dagegen 

haben wir versucht, zwei Elemente zu kombinieren. Das eine ist die 

Gebäudesicherung und das andere Thema der öffentliche Raum. Der 

Bürger kann überall Einbruchsschutz einbauen. Wenn er diesen aber nicht 

benutzt und z.B. nicht abschließt, bringt das nichts. Es müssen auch 

verhaltenspräventive Aspekte dazu kombiniert werden. Ein aufmerksamer 

Nachbar werden und gelebte Zivilcourage entwickeln können eine 

nachhaltige Prävention erst möglich machen.  

Eingerichtete Wachdienste und hohe Mauern um jedes Gebäude sollten 

nicht unsere Zukunft sein. Eine Nachbarin, die am Fenster hockt, kann 
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lästig erscheinen und das Gefühl von Kontrolle vermitteln, aber gerade 

dieser Nachbarin entgeht nichts. Nichts ist präventiver als in einem 20 

Parteien-Haus ein „Wir-Gefühl“ zu entwickeln, sodass der Wille entsteht, 

alles Mögliche zu versuchen, um sich gegenseitig zu schützen.  

Es kann jedoch viel angeraten werden, besteht kein Druck, ziehen sich die 

Menschen lieber in ihre Wohnungen zurück. 

Hierbei spielt ebenso wenig die Frage nach der Nationalität eine Rolle. Es 

ist nicht von Belang, ob eine heterogene Nachbarschaft vorliegt, sondern 

dass man sich untereinander kennt. Da nützt auch die beste Mechanik 

zum Schutz nichts, sondern nur die „gelebte Nachbarschaft“. 

 

Frage 9:  

Ist es Ihrer Meinung nach möglich, Kriminalpräventi on durch 

Stadtentwicklungsplanung zu unterstützen? (Z. B. du rch architek-

tonische und städtebauliche Elemente) 

Unsere kriminologischen Erkenntnisse können die Stadtplanung 

unterstützen, wenn sie es zulässt und andersherum gilt dieser Ansatz 

ebenso. Dieser Prozess kann im Nachgang sehr viel Arbeit ersparen, 

wenn Kriminalitätsschwerpunkte durch entsprechenden Bau gar nicht erst 

entstehen. Für eine zielgerichtete, gemeinsame Lösung wäre ein 

ständiger Dialog sehr hilfreich. Die Stadtplanung darf nicht annehmen, 

man wolle ihr einen Hochsicherheitstrakt verkaufen. 

Ein Beispiel: Das Thema Beleuchtung ist seit langer Zeit ein sehr 

bedeutendes Thema. Manche Kommunen fragen an, ob sie nachts die 

Beleuchtung abschalten können, um so Kosten zu sparen. Selbst wenn 

dies gesetzlich erlaubt ist, wäre solch eine Vorgehensweise von unserer 

Seite aus nicht anzuraten. Es wird dann vermittelt, dass man z.B. mit 

Bewegungsmeldern als ein milderes Mittel arbeiten könnte. 

Auf Bundesebene findet die Stadtplanung gar nicht statt. Auf 

Landesebene gab es in den vergangenen Jahren gute Ansätze, aber 

momentan wurden diese leider nicht weiter ausgebaut. 
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Kriminalitätsfördernde- und hemmende Elemente im öffentlichen Bereich 

sollten bei der Stadtentwicklungsplanung definitiv berücksichtigt werden, 

insbesondere bei der Gestaltung öffentlicher Freiflächen, aber auch auf 

einbruchshemmende Aspekte bei der Bebauung sollte geachtet werden. 
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Anlage 11: Experteninterview beim Amt für Stadtplan ung und 
Stadterneuerung 

Interviewpartner:   Herr Ulrich Dilger 

Amt für Stadtplanung und Stadterneuerung 

Sachgebiet Stadtentwicklungsplanung ( 61-2.1) 

Datum des Interviews: 28.01.2016, 13:30 Uhr 

 

Einleitung  

Dieses Interview ist Teil der Bachelorarbeit von Frau Claudia Radyk mit 

dem Thema „Empirische Kriminalgeographie – Städtebau und Kriminalität 

in einem wechselseitigen Zusammenspiel“ mit der Thesis: Kann 

Stadtplanung bei der präventiven Verbrechensbekämpfung helfen? 

Es ist angedacht, dass die Bachelorarbeit Interviews mit einem Experten 

des Amts für Stadtplanung und Stadterneuerung, des Verbands Region 

Stuttgart und dem Landeskriminalamt Baden-Württemberg enthält, um aus 

verschiedenen Blickwinkeln die Erfahrungen und Meinungen aus der 

Praxis darstellen zu können. 

Das Amt für Stadtplanung und Stadterneuerung befasst sich in insgesamt  

acht Planungs- und Fachabteilungen mit allen Aspekten der Stadtplanung, 

der Sanierung und der Bodenordnung unter Beachtung der gesetzlichen 

und der Vorgaben des Gemeinderats. Hier werden in Zusammenarbeit mit 

den Fachabteilungen u.a. jährlich ca. 20 Bebauungsplanverfahren zum 

Abschluss gebracht und damit die planungsrechtlichen Voraussetzungen 

für ausreichenden Wohnraum, genügend Arbeitsstätten und für die 

Realisierung wichtiger Infrastruktur-, Investitions- und Büroprojekte 

geschaffen. 

Ziel des Interviews war daher die Charakterisierung der aktuellen Situation 

in Bezug auf Planungsstrategien, welche sich für eine nachhaltige 

Kriminalprävention als hilfreich erweisen könnten. 
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Durchführung  

Um die aktuellen Gegebenheiten im Detail erörtern z u können, 

wurden im Interview die folgenden Fragen gestellt: 

Frage 1:  

Wie lange sind Sie bereits im Amt für Stadtplanung und 

Stadterneuerung in Stuttgart tätig? Wie stellt sich  Ihr beruflicher 

Werdegang dar? 

Ich bin mittlerweile seit 6 Jahren im Amt für Stadtplanung und 

Stadterneuerung in Stuttgart tätig. 

Ich habe Stadtplanung an einer Fachhochschule studiert und war im 

Rahmen meines Studiums bereits für ein Praktikum im Amt. Im Anschluss 

habe ich meinen Master in Stadtgeographie in Berlin absolviert. Hiernach 

war ich beim DiFU (Deutsches Institut für Urbanistik) tätig. 

Seit 2000 bin ich nun hier im Amt im Sachgebiet 

Stadtentwicklungsplanung für die soziale Stadtentwicklung zuständig. 

 

Frage 2:  

Wie viele Mitarbeiter sind im Sachgebiet für 

Stadtentwicklungsplanung tätig? 

Welche sind die Hauptaufgaben des Sachgebiets? 

Das Sachgebiet besteht momentan aus 5 Mitarbeitern.  

Die Stadtentwicklung ist thematisch aufgestellt. Grundsätzlich sind die 

meisten Kollegen bei der rechtsverbindlichen Planung (Aufstellung der 

Flächennutzungs- und Bebauungspläne) angesiedelt. Das Amt ist generell 

nach Planungsbereichen organisiert (z.B. Bereich Mitte, Bereich Neckar 

etc.). Hinzu kommt die thematische Abteilung Planung, welche sich um 

das Thema Stadterneuerung kümmert und die sozialen Stadtgebiete 

betreut. 

Wir im Sachgebiet Stadtentwicklungsplanung kümmern uns räumlich um 

den Gesamtstadtbereich, wobei ich mich thematisch um alles Soziale, wie 

z.B. die soziale Infrastruktur oder den Bedürfnissen von vulnerablen 

Gesellschaftsteilen (Senioren oder Kinder) beschäftige. Aktuell zum 
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Beispiel kümmern wir uns um Suchläufe, um geeignete Standorte für die 

Flüchtlingsunterbringung zu identifizieren. 

Daneben existiert noch ein Bereich für Gewerbe- und 

Wirtschaftsangelegenheiten. Dieser geht also der Frage nach, ob hierfür 

ausreichende Flächen ausgewiesen sind. 

Einer der weiteren Hauptaufgaben ist die Abwicklung der 

Sanierungsprogramme, wie z.B. die Stadtentwicklungspauschale für den 

Umbau von Kreuzungsbereichen oder dem Grünflächenausbau. 

Das Thema Wohnen wurde aufgrund der aktuellen Dringlichkeit aus dem 

Sachgebiet ausgegliedert und ist seither beim Amtsleiter angesiedelt. Seit 

5 Jahren herrscht in Stuttgart ein angespannter Wohnungsmarkt, welcher 

durch den Trend der Reurbanisierung entstanden ist. Viele Menschen sind 

in die Kernstadt zurückgezogen, da hier die Nahversorgung und die 

kulturellen Angebote greifbarer sind. Zudem ziehen viele Studenten aus 

ganz Deutschland nach Stuttgart und wollen nach dem Studienabschluss 

aufgrund der guten Arbeitsmarktsituation hier bleiben. 

Eine ebenso wichtige Aufgabe ist die Umsetzung des Planungskonzepts 

„Innenentwicklung vor Außenentwicklung Stuttgarts“. Es besteht darin, 

keine Bauflächen auf die grüne Wiese auszubreiten. Stuttgart braucht die 

Grünflächen als natürlichen Ausgleich, um z.B. Abgase aus dem Kessel 

herauszuführen. Das bedeutet, dass wir hauptsächlich Flächenpotentiale 

im Innengebiet zu entwickeln haben und zusätzlich der Flüchtlingskrise 

gerecht werden müssen. 

Wir sind dafür da, die Stadt durch die Bauleitplanung für die langfristige 

Erfüllung der Bedürfnisse auszurichten. Dies geschieht durch 

Stadtentwicklungskonzepte, mit denen perspektivisch aufgezeigt wird, was 

momentan von Belang ist (Reurbanisierung, Klimawandel). Auf der 

Grundlage dieser Konzepte können anschließend Programme entstehen. 

So wurde im Wohnungsbereich ein Modell entwickelt, das sichern soll, 

dass sozial Schwache nicht verdrängt werden. Baut ein Investor, muss 

mindestens ein gewisser vorgegebener Anteil an sozial gefördertem 

Wohnungsbau in der Planung mit inbegriffen sein. 
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Wir erarbeiten somit Konzept, welche z.B. über Bebauungspläne 

umgesetzt werden.  

Im sozialen Bereich geschieht dies beispielsweise über die so genannte 

Entbehrlichkeitsprüfung. Erst nach einer Bedarfsüberprüfung können 

GBD-Flächen baurechtlich umgewidmet werden. 

 

Frage 3:  

Werden die Maßnahmen des Bund-Länder-Programms der 

Städtebauförderung für Sanierungsgebiete („Soziale Stadt“) über das 

Amt für Stadtplanung und Stadterneuerung abgewickel t oder 

beteiligt sich das Amt an Projekten des Programms? Falls ja, für 

welche Gebiete sind die städtebaulichen Investition en in das 

Wohnumfeld aktuell überwiegend vorgesehen? (Bsp.: M ühlhausen/ 

Freiberg, Mitte/ Mönchfeld) 

Seit das Amt für Stadterneuerung an das Stadtplanungsamt angedockt 

wurde, läuft die Abwicklung über das Quartiersmanagement bei uns im 

Amt. Das Quartiersmanagement, welches die Bürger vor Ort betreut, wird 

extern beauftragt. Die Koordination des Programms erfolgt bei uns im Amt 

in der Abteilung Stadtsanierung. Im Rahmen der SVG-Fortschreibung 

(Vorranggebiete der Stadterneuerung) werden die Gebietskulissen der 

sozialen Stadt abgegrenzt. Es gibt darüber hinaus weitere 

Sanierungsgebiete. 

Die SVG-Fortschreibung erfolgt folgendermaßen: Im Vorfeld werden 

anhand von ausgewählten Kennzahlen diese Bereiche ermittelt und 

sodann für die Förderprogramme angemeldet.  

Nach diesen Ergebnissen wird eine gesamtstädtische Karte (durch die 

Abteilung Stadtsanierung) angefertigt, welche die am meisten zu 

berücksichtigenden Bereiche kennzeichnet. 

 

Frage 4:  

Beteiligt sich das Amt an anderen Projekten, welche  der 

Stabilisierung und Aufwertung städtebaulich, wirtsc haftlich und 
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sozial benachteiligter und strukturschwacher Stadt-  und Ortsteile 

dienen?  

Ja, so wurden unter anderem das Stuttgarter Innenentwicklungsmodell 

(SIM) und die Stadtentwicklungspauschale (Step) entwickelt. Bei der Step 

fällt der Fokus auf benachteiligte Gebiete, welche von der Kulisse des 

Programms „Soziale Stadt“ nicht abgedeckt werden. Vor allem also der 

Innenstadtbereich. Es geht darum, beispielsweise die Sicherheit zu 

erhöhen, z.B. durch Aufwertung des qualitativen Wohnumfeldes durch 

verbesserte Ausleuchtung oder die Umgestaltung von Stadträumen. Diese 

Maßnahmen sind jedoch nicht auf benachteiligte Gebiete bezogen. Es 

geht um bauliche Interventionen vor allem im verdichteten Kernbereich der 

Stadt, die eine gewisse Summe nicht überschreiten dürfen, also eher um 

kleine Summen. Die Bezirke äußern ihre spezifischen Wünsche und 

erhalten nach einer Prüfung einen anteilsmäßigen Betrag aus dem hierfür 

eingerichteten Finanztopf, welcher im Gemeinderat eingerichtet ist. Wir 

übernehmen hierbei die Bedarfsabfragen an die Bezirke. Von den 

Bezirksbeiräten erhalten wir sodann die Informationen und setzen die 

Verteilung der Gelder um. Diese Maßnahme fokussiert sich auf den 

öffentlichen Raum. 

Die Abteilung Stadtentwicklung erstellt vor allem informelle Pläne, welche 

rechtlich nicht verbindlich werden und über der eigentlichen 

Bauleitplanung angesiedelt sind. Hier spielt die Beteiligung der 

Bürgerschaft eine große Rolle. Gerade auch bei Themen wie Kriminalität 

oder Sicherheit ist das Empfinden der Bürger hier ein ausschlaggebendes 

Indiz, um dahingehend tätig zu werden. Natürlich werden auch weitere 

Themen vorgebracht. Auf dieser Grundlage werden dann z.B. 

Strukturkonzepte oder Quartierspläne erstellt, welche wiederum als 

Grundlage für den Bebauungsplan herangezogen werden können. So wird 

festgelegt, ob mehr Grünflächen eingeplant werden sollten, mehr 

Verkehrsflächen notwendig sind oder aufgrund der Beschattung eine 

gewisse Gebäudehöhe nicht übertroffen werden sollte. So ist es möglich 

durch diese informellen Beteiligungsverfahren mit der Bürgerbeteiligung 
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die priorisierten Themen herauszukristallisieren. Es ist wichtig zu 

erkennen, was der Bürger für einen Bedarf hat, bevor das Amt 

stadtplanerisch tätig wird. Wo fühlt der Bürger sich in dem Quartier 

unsicher? Wo ist ein möglicher Hotspot? Wie kann ich diese Situation 

städtebaulich entschärfen? Aber ein stadtweites Präventionskonzept 

besteht dahingehend nicht. Die Bürger vor Ort sind da die notwendigen 

„Warnmelder“ und bislang funktionierte dieses Verfahren am besten. 

 

Frage 5:  

Das Amt initiiert, koordiniert und berät bei der Vo rbereitung und 

Durchführung von Sanierungs- und Entwicklungsmaßnah men. Es 

agiert hierbei als Bindeglied zwischen beteiligten Ämtern, 

Architekten, Investoren, Förderstellen und den Bürg ern in den 

jeweiligen Gebieten. 

Werden hierbei auch Polizeibehörden beteiligt? 

Es gibt hier in Stuttgart die Arbeitsgruppe „Sozialverträgliche Planung“, in 

der ebenso ein abgeordneter Polizist tätig ist. Sind Polizei betreffende 

Themen betroffen, wird die Polizei auch in der Regel mit eingebunden.  

Bei diesen Beteiligungsverfahren werden Themen wie Sicherheit oftmals 

von den Bürgern angeregt und besteht der Wunsch, dass die Polizei mit 

einbezogen wird, ist eine Stellungnahme seitens der Polizei von Vorteil. 

Bislang gestaltete sich dieser Ablauf aufgrund der abgeordneten 

Ansprechpartner von der Polizei in die Abteilung Sicherheitspartnerschaft 

bei der Stadt Stuttgart als sehr unkompliziert. 

Die Abteilung Stadtentwicklung steht in engem Kontakt mit einer 

eingerichteten Stabsstelle bei der Stadtverwaltung Stuttgart (Abteilung 

Recht, Sicherheit und Ordnung) im Rahmen einer ämterübergreifende 

Sicherheitspartnerschaft in der kommunalen Kriminalprävention. Diese 

besteht aus dem Referat Prävention des Polizeipräsidiums Stuttgart, dem 

Förderverein Sicheres und Sauberes Stuttgart e.V. und der Abteilung 

Sicherheitspartnerschaft in der Kommunalen Kriminalprävention bei der 
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Stadtverwaltung Stuttgart. Und anderem werden hier die 

Präventionsberichte angefertigt. 

Wie Sie den aktuellen Projekten des Präventionsberichts 2014 entnehmen 

können, nimmt die städtebauliche Prävention aktuell im Vergleich zu 

anderen Themen wie die Prävention für Jugendliche oder 

Präventionsprojekte für Kinder (jeweils 5/ 6 Projekte), aber eine eher 

untergeordnete Rolle ein (lediglich 1 Projekt).  

 

Frage 6:  

Kriminologischen Regionalanalysen liegt die Annahme zugrunde, 

dass die Beschaffenheit einer Stadt, eines Stadttei ls oder einer 

Region entscheidende Auswirkungen auf das Sozialver halten und 

damit auch auf die Kriminalität hat. Sie zielen dar auf ab, Daten aus 

vielen - nicht nur polizeilichen - Quellen zusammen zutragen und zu 

analysieren, um daraus eine wohlbegründete regional e 

Kriminalstrategie zu gewinnen. Kriminologische Regi onalanalysen 

liefern ferner eine Beschreibung der räumlichen 

Kriminalitätsverteilung und analysieren die Ursache n von 

Kriminalität in einem begrenzten kriminalgeografisc hen Raum. 

Werden bei der Stadtentwicklungsplanung Kriminologi sche 

Regionalanalysen herangezogen?  

Sehen Sie in diesen eine Notwendigkeit/ein Nutzen? 

Der Begriff der Kriminologischen Regionalanalyse war mir noch nicht 

bekannt. Aber wir haben bereits mit einer eigenen kommunalen Statistik, 

in welcher die Anzahl der Straftaten nach den Stadtbezirken gegliedert 

aufgeführt sind, gearbeitet.  

Im Jahr 2014 hat eine Praktikantin von der Präventionsstelle einen 

Auswertungs-bericht der städtebaulichen Kriminalprävention mittels eines 

Auszugs aus der Statistik KommunIS (Sozialmonitoring) angefertigt. Diese 

Daten erhielt sie von unserer Statistikstelle. 

Hierdurch konnten wir gute neue Erkenntnisse gewinnen. Es war mir 

vorher nicht bewusst, dass Verbrechensaufkommen nicht viel von lokalen 
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Punkten abhängt, sondern die Einbruchstatistik zeigt, dass z.B. 

Wohngebiete an der Nähe von Autobahnen viel eher ins Visier fallen. 

Hingegen ist die Anzahl der Taschendiebstähle natürlich dort höher, wo 

die Menschendichte entsprechend hoch ist, also im Innenstadtbereich. 

Aber der Nutzen dieser Erkenntnisse ist für die Stadtentwicklung nicht 

durchschlagend, denn hierbei handelt es sich wohl um übergeordnete 

Strukturen oder Rahmenbedingungen, die wir raumplanerisch kaum 

steuern können. Wenn ein Wohngebiet an einer Autobahn liegt, wäre eine 

kriminalpräventive Maßnahme der Polizei sinnvoller. Die Polizei könnte 

beispielsweise Flyer zu Thematiken wie „Wache Nachbarschaft“. Mit 

baulichen Maßnahmen lässt sich dieser Zustand kaum eindämmen. 

 

Nachfrage:  Denken Sie, dass eine vorbeugende Planung durch 

Verhinderung der Errichtung von Hochhäusern oder de r Schaffung 

vieler offener, gut einsehbarer Wege in den Wohngeb ieten keine 

sinnvollen Instrumente darstellen könnten? 

Die Stadtplanung arbeitet generell nicht monothematisch, sondern wägt 

viele, sehr unterschiedliche Bedürfnisse gegeneinander ab und versucht, 

diese aufeinander abzustimmen. Die unterschiedlichen Interessen der 

Stadtbevölkerung, von Investoren, dem Naturschutz und sonstigen 

Akteuren müssen gegeneinander in Einklang gebracht werden.  

Zur Frage mit den Hochhäusern: 

Hochhäuser sind per se gar kein Problem. Sie generieren keine 

Kriminalität wenn Sie richtig geplant werden, z.B. kann man die 

Erdgeschosszonen so gestalten, dass keine unbeleuchteten 

Rückzugsräume im Eingangsbereich entstehen und sich keine Broken-

Windows-Zonen entwickeln können. Man hat aus den Fehlern der 

Bauweisen der 60er Jahre gelernt (Stichwort: doppelte Innenentwicklung) 

und die Probleme wahrgenommen und bei neueren Vorhaben werden 

diese automatisch berücksichtigt. Die Ausleuchtung in den Stadtvierteln ist 

heutzutage ein Standard, den man pflegt, vergleichbar mit der Umsetzung 

der Barrierefreiheit. 
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Dann besteht natürlich die Möglichkeit, bestehende Quartiere 

nachzuqualifizieren. In den 70er Jahren wurde sehr großräumig geplant. 

Viele Abstandsflächen und breite Wege prägen das Bild. Nun kann geprüft 

werden, inwiefern nachverdichtet werden kann, um die Leute gerecht 

unterzubringen und das natürlich ohne notwendige Grünbereiche 

auszulassen. 

 

Nachfrage:  Halten Sie die Aufstellung von Kameras als eine nü tzliche 

präventive Maßnahme? 

Das ist nicht Aufgabe der Stadtplanung. Ich kann auch keine Aussage 

darüber treffen, wie effektiv dieser Ansatz ist.  

 

Frage 7:  

Ist es Ihrer Meinung nach möglich, Kriminalpräventi on durch 

Stadtentwicklungsplanung zu unterstützen? (Z.B. dur ch 

architektonische und städtebauliche Elemente) 

Auf jeden Fall und besonders dadurch, dass verstärkt mehr 

Bürgerbeteiligungen in der Stadtplanung stattfinden. Wir müssen die 

Stadtteile aus dem Blickwinkel der Bürger betrachten und so die Probleme 

generieren. Dabei kommen dann automatisch die dringenden Themen in 

den Vordergrund. Der Bürger ist bei diesem Prozess der wichtigste 

Indikator für Problembereiche.  

Im Rahmen eines Projektes habe ich beispielsweis im Jahr 2012 mit 

Kindern und Jugendlichen eine Begehung durch Bad Cannstatt 

durchgeführt. Ich wollte erfahren, in welchen Bereichen Angsträume 

entstanden sind. So konnte ich die aktuelle Lage wahrnehmen. Auch 

wenn man hier mit stadtplanerischen Werkzeugen an Grenzen stoßt, 

konnten wir doch einiges positiv bewegen. Ich konnte die erlangten 

Informationen, dass z.B. eine bestimmte Unterführung eine Angstzone 

darstellte, an die Kollegen vom Tiefbauamt weitergeben, welche dann die 

Beleuchtungssysteme neu entwickelten. Auch war es anhand der 

generierten Erkenntnisse möglich, beim Eigenbetrieb Abfallwirtschaft 



52 

 

Stuttgart anzuregen, dass bei der betreffenden Unterführung öfter 

gereinigt werden sollte. Ein weiteres Problem in einem Teilbereich waren 

Trinkgelage von Jugendlichen, welche randalierten und teilweise mit 

Flaschen um sich warfen. Ich konnte die Polizei darauf aufmerksam 

machen, sodass diese fortan öfter kontrollierte sollte, um die Situation zu 

entschärfen. An diesem Projekt wird sichtbar, dass die Stadtplanung ohne 

ergänzende Maßnahmen aus anderen Bereichen eine effektive 

Kriminalprävention nicht leisten kann.  

Das zur Aufwertung des Bestands. Nun zum Bereich Neubau: 

Hier besteht der Anspruch, dass durch städtebauliche Maßnahmen der 

Mehrwert des Raumes durch ein gesteigertes Sicherheitsempfinden, wie 

durch gut ausgeleuchtete Räume, steigt. Nur so kann im Ergebnis das 

Wohlfühlen der Bürger erreicht werden.  

Vieles wird bereits bei Neubauvorhaben wie ein Standard vollgezogen.  

Bezüglich eines eigenständigen Fachkonzepts „räumliche 

Kriminalprävention“: 

Auf dem Gebiet der städtebaulichen Kriminalprävention ist der öffentliche 

bzw. fachliche Druck zur Errichtung eines Handlungskonzepts nicht so 

groß. Da sind Themen wie Klimaanpassung oder Wohnen gerade 

vorrangiger.   

Der Druck ist nicht vorhanden, weil nach Bürgerbefragungen das 

Sicherheits-empfinden in Stuttgart doch sehr hoch ist. In Paris bestehen 

Banlieues, in die sich die Polizei sogar nicht mehr hereintraut. Stuttgart 

geht es hingegen insgesamt wirtschaftlich sehr gut, sodass kaum 

Problemzonen entstehen. 

In Wien setzt sich die Stadtentwicklung sehr viel mehr mit physischen und 

sozialen Verunsicherungsproblemen auseinander. Aber hierfür muss es 

einen bestimmten Anlass als Auslöser gegeben haben. In NRW wurden 

Leitfäden für die Bauleitplanung mit Empfehlungen ausgearbeitet, aber 

dort sind die Gebiete sehr urbanisiert und es bestehen insgesamt sehr 

viele Kommunen. Da ist das zuständige Ministerium natürlich auch an 

solch einer Thematik sehr interessiert. 
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Jede Stadt setzt ihre eigenen Schwerpunktthemen. Stuttgart ist 

beispielsweise bei dem Thema Stadtklimatologie oder Innenentwicklung 

sehr gut aufgestellt und so fließen viele Potentiale überwiegend in diesen 

Bereich. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 


